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tt. – Die EVP steht für Politik aus christlicher 
Verantwortung: Nächstenliebe als 
Leitprinzip auch im politischen Handeln. 
Sie setzt sich für sozialen Zusammenhalt, 
starke Bildung, verlässliche Familienpolitik 
und nachhaltigen Umweltschutz ein – für 
eine Gesellschaft, die Verantwortung 
übernimmt und Zukunft gestaltet.
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ÄnderungZivildienstgesetz

Nein einstimmig

Initiative Keine 10-Millionen-Schweiz
Nein einstimmig

Änderung Kinder-betreuungsgesetzJa ohne Gegenstimme
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tt. – Die Vorlage sieht insgesamt sechs Massnahmen vor, 
die den Zivildienst weniger attraktiv machen sollen. Die 
wichtigsten Änderungen im Überblick:

• Mindestdauer: Jeder Zivildienstleistende muss neu 
mindestens 150 Tage leisten, unabhängig davon, wie 
viele Militärdiensttage er bereits absolviert hat.

• Kaderregelung: Für Unteroffiziere und Offiziere wird 
der Faktor von 1,1 auf 1,5 erhöht, was ihre Dienstzeit im 
Zivildienst deutlich verlängert.

• Einsatzverbot für Mediziner: Medizinstudenten und 
Ärzte dürfen keine Zivildiensteinsätze mehr leisten, die 
ein Medizinstudium erfordern.

• Strenge Fristen: Wer während der Rekrutenschule (RS) 
wechselt, muss den 180-tägigen «langen Einsatz» bereits 
im Folgejahr abschliessen. Zudem wird eine jährliche 
Einsatzpflicht eingeführt.

Die EVP St.Gallen lehnt diese Vorlage entschieden ab. Die 
geplanten Verschärfungen sind nichts anderes als gezielte 
Schikanen gegen junge Menschen, die aus 
Gewissensgründen keinen Dienst an der Waffe leisten 
können. Damit wird ein verfassungsmässiges Recht 
untergraben.

Besonders schädlich ist die Vorlage für unsere 
Gesellschaft: Zivildienstleistende erbringen unverzichtbare 
Leistungen in der Pflege, in Schulen, im Umweltschutz 
und in der Landwirtschaft. Ein massiver Abbau dieser 
Kapazitäten führt zu einem Leistungsabbau dort, wo es 
am meisten schmerzt. Wenn die Zivis fehlen, stehen viele 
soziale Institutionen und Gemeinden vor grossen 
Problemen.

Das Hauptargument der Befürworter ist die Sicherung 
der Armeebestände. Doch dieser Ansatz ist grundlegend 
falsch. Wenn die Armee ein Image- und 
Nachwuchsproblem hat, darf die Lösung nicht darin 
bestehen, den Zivildienst künstlich unattraktiv zu machen 
und Hürden aufzubauen.

Anstatt den Zivildienst zu schwächen, sollte die Armee 
sich von innen heraus reformieren und die Probleme bei 

Am 14. Juni 2026 stimmen wir über eine tiefgreifende Revision des Zivildienstgesetzes ab. Der 
Bundesrat und das Parlament wollen damit die Zulassungen zum zivilen Ersatzdienst massiv 
senken – das erklärte Ziel ist eine Reduktion der Zivildienstleistenden um 40 Prozent.

NEIN ZU UNNÖTIGEN SCHIKANEN: WARUM DIE 
ZIVILDIENST-VERSCHÄRFUNG DER FALSCHE WEG IST.
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der Wurzel packen. Werden junge Menschen durch 
Schikanen vom Zivildienst abgeschreckt, führt das nicht 
automatisch zu mehr motivierten Soldaten. Viel 
wahrscheinlicher ist, dass sich mehr Dienstpflichtige «blau» 
(medizinisch) ausmustern lassen. Damit verliert die 
Schweiz wertvolles Engagement für die Allgemeinheit, ohne 
dass die Armee einen einzigen Soldaten gewinnt.

Fazit: Die Sicherheit der Schweiz basiert auf einem starken 
Milizsystem, das sowohl die Armee als auch den Zivildienst 
braucht. Diese Vorlage ist unnötig, unausgewogen und 
schädlich. Wer die Gewissensfreiheit ernst nimmt und 
wichtige Leistungen für unsere Gesellschaft sichern will, 
sagt am 14. Juni NEIN zum neuen Zivildienstgesetz.
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Heute werden Menschen in unserer Gesellschaft immer mehr nur noch zum Vollzug von 
Vorgaben erzogen. Dies nicht nur im Beruf, sondern auch in der Politik und sogar in der 
Freizeit. Menschen finden sich je länger desto mehr in Situationen, in denen sie keine 
Handlungsspielräume mehr haben. Diese Entwicklung kann zu Ohnmacht und Frustration 
bis hin zu Burnout führen.

*  Buchhinweis: «Situation und Konstellation - Vom Verschwinden des Spielraums | 
 Warum uns die Energie ausgeht | Hartmut Rosa | ISBN: 978-3-518-58833-8

ho. – Im Tagesgespräch vom 21. April 2026 um 13 Uhr 
schilderte der Soziologieprofessor Hartmut Rosa* auf 
SRF 1 an verschiedenen Beispielen aus dem Leben, 
wie die Menschen in unserer Gesellschaft immer mehr 
nur noch Vorgaben vollziehen. Sie dürfen nicht mehr 
selber entscheiden und in Eigenverantwortung 
handeln. 

Schon Kinder werden zu Vollziehenden und nicht 
mehr zu Handelnden
Interessanterweise beginnt dieser Prozess zu weniger 
Eigenverantwortung schon in der Kindheit. Früher 
bekamen die Kinder nur Legosteine und mussten 
selber entscheiden, was sie aus ihrer Fantasie, ihrem 
Lebensbereich und der vorhandenen Bausteine bauen 
könnten. Heute bekommen sie oft nur ein Set für ein 
fertiges Modell, die sie mit Hilfe eines Planes 
nachbauen müssen. Das Resultat ist dann nur noch 
richtig oder falsch. Es kann oft nicht zum Spielen 
verwendet werden, sondern wird nur auf ein Gestell 
gestellt.

Vollziehende Arbeit ist für alle unbefriedigend
In vielen Berufen dürfen die Angestellten nicht mehr 
selber entscheiden, wie sie ihre Aufgabe am besten 
lösen könnten. Sie müssen strikte Vorgaben 
vollziehen wie zum Beispiel im Gesundheits- und 
Pflegebereich. Sie dürfen nur noch diejenigen Arbeiten 
machen, welche vorgegeben und von den 
Versicherungen bezahlt werden. Dies, auch wenn 
Patienten in einer gewissen Situation vielleicht etwas 

VOLLZIEHEN STATT HANDELN – 
VOM VERSCHWINDEN DES SPIELRAUMS

Mehr Eigenverantwortung 
bedeutet nicht weniger 
Ordnung, sondern mehr 
Vertrauen in Urteilskraft 

und Menschlichkeit.

anderes nötig hätten, was aber nicht im 
Angebotskatalog vorgesehen ist. 

Welchen Vorteil hat Vollziehen statt Handeln?
Das Ziel von starren Vorgaben zum Vollziehen ist, dass 
alle gleich und somit gerecht behandelt werden sollen. 
Die Frage ist aber, ob diese Vorgaben der konkreten 
Situation im Leben auch angepasst sind. Oder gibt es 
eventuell eine der Situation angepasste Gerechtigkeit? 
Situativ verantwortliches Handeln setzt voraus, dass 
man selber entscheiden und handeln darf. Es setzt 
von den Handelnden aber auch Fingerspitzengefühl, 
Augenmass und eine gute Urteilskraft voraussetzt. 
Diese müssen aber gelernt sein.

Spielräume für verantwortungsvolles Handeln 
führen zu mehr Lebensfreude
Alleiniger Vollzug führt bei vielen Menschen zu einem 
Gefühl von Ohnmacht und Wertlosigkeit. Die einen 
reagieren darauf mit Stress, was zu Burnout führen 
kann, die andern mit Aggressivität, welche 
beispielsweise in der Politik mit einer Tendenz zu 
Überregulierung zur Wahl von Extremisten führt, die 
ein Handeln gegen jede Regel und Vorgabe 
versprechen. 

Wohin soll sich unsere Gesellschaft in Zukunft 
entwickeln, auch mit Hinblick auf KI?
Eine Entwicklung wieder hin zu mehr 
selbstverantwortlichem Handeln könnte einer 
negativen Tendenz entgegenwirken. Durch mehr 
Eigenverantwortung fühlten sich die Handelnden 
wertgeschätzt. Sie wären motivierter und könnten ihre 
Aufgabe auch zu einer besseren Zufriedenheit der 
Kunden erfüllen. Was für Schlüsse könnten wir aus 
den Gedankenanstössen von Hartmut Rosa für 
unseren Einsatz in Gesellschaft und Politik ziehen?
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th. – Mit Roger Keller und 
Karina Seiler-Oppliger verab-
schieden wir zwei 
engagierte Mitglieder aus 
dem Kantonalvorstand. 
Roger war seit September 
2022 dabei und brachte als 
Co-Präsident der EVP 
Toggenburg viel Schwung in 
den neu formierten 
Vorstand im Toggenburg – 
und ebenso in den 
Kantonalvorstand. Karina 
folgte vor rund zwei Jahren 
auf Ursula Schweizer als 
Regionalpräsidentin der EVP 
Werdenberg und brachte 
mit ihrer offenen, energie-
geladenen und fröhlichen 
Art spürbar neue Dynamik 
ein. Beide sind dieses Jahr 
nicht mehr zur Wiederwahl 
angetreten. Wir sagen von 
Herzen Danke, wünschen 
ihnen Gottes Segen und 
werden Roger und Karina 
sehr vermissen.

db. – Die Schweiz funktioniert im Alltag auch 
dank Fachkräften aus dem Ausland: in 
Spitälern und Heimen, auf Baustellen, in 
Betrieben, im Tourismus oder in der 
Landwirtschaft. Gerade im Gesundheits-
wesen fehlen schon heute Tausende 
Mitarbeitende. Würde die Zuwanderung 
abrupt gebremst, träfe das nicht «die 
Statistik», sondern Patientinnen und 
Patienten, Familien und Unternehmen: 
längere Wartezeiten, überlastetes 
Personal, weniger Angebot. Ein starrer 
Bevölkerungsdeckel setzt genau dort an, 
wo der Arbeitsmarkt bereits angespannt 
ist – und verschärft Engpässe, statt sie zu 
lösen.

Die AHV braucht Beitragszahler
Hinzu kommt die Alterung der Bevölkerung. 
Jedes Jahr gehen rund 20'000 Menschen 
mehr in Pension, als junge Berufsleute 
nachrücken – in wenigen Jahren sollen es 
etwa 30'000 sein. Das verschiebt das 
Verhältnis zwischen Erwerbstätigen und 
Rentnerinnen und Rentnern und belastet 
die AHV: Das Umlagesystem braucht 
genügend Beitragszahler. Ohne kluge 
Arbeitsmarktpolitik – dazu gehört auch 
gezielte Zuwanderung – wird die Lücke 
grösser.

Starre Grenzen mit hohen Risiken
Die Initiative schreibt fixe Schwellenwerte 
in die Verfassung. Ab 9,5 Millionen 
Einwohnerinnen und Einwohnern müssten 
Massnahmen ergriffen werden; laut 
Prognosen könnte diese Marke bereits um 
2031 erreicht sein. Spätestens bei 10 
Millionen verlangt der Text letztlich die 
Kündigung der Personenfreizügigkeit. 

Damit würden wegen der Guillotine-Klausel 
die Bilateralen I insgesamt fallen. Betroffen 
wären nicht nur der Zugang zum EU-Markt, 
sondern auch Forschung und Bildung, 
sowie Land- und Luftverkehr – Bereiche, 
in denen die Schweiz heute stark von 
stabilen Abkommen profitiert.

Herausforderungen lösen, nicht deckeln
Natürlich bringt Zuwanderung 
Herausforderungen: Wohnraum, Mieten, 
Verkehr und Energieversorgung müssen 
mithalten. Doch die Antwort darauf sind 
Investitionen, bessere Planung und 
konsequente Integration – nicht ein 
planwirtschaftlicher Zahlenwert in der 
Verfassung. Die Schweiz hat Zuwanderung 
bisher insgesamt gut bewältigt und damit 
Wachstum und Wohlstand ermöglicht. Wer 
nun einen Automatismus einführt, riskiert 
Versorgungslücken, schwächere Sozial-
werke und aussenpolitische Selbst-
schädigung. Die Delegierten der EVP 
votierten mit 86:3 Stimmen gegen die 
Initiative und der Vorstand der Kantonal-
partei empfiehlt ein Nein.

10-MILLIONEN-INITIATIVE: EIN 
RISKANTER DECKEL

DANKE,
ROGER

&
KARINA!

Karina Seiler-Oppliger

Roger Keller

Am Abstimmungssonntag vom 14. Juni 2026 entscheidet die Schweiz 
über die «Nachhaltigkeits-Initiative – Keine 10-Millionen-Schweiz!». 
Die SVP will die Bevölkerung über einen Verfassungsdeckel begrenzen. 
Klingt nach Kontrolle – hätte aber reale Nebenwirkungen: mehr 
Fachkräftemangel, zusätzliche Risiken für die AHV und im Extremfall 
ein Bruch mit der EU über die Bilateralen.

Bild: ChatGPT
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Martina Balsiger wird Nachfolgerin von Timon Hofmänner im Kantonalsekretariat der EVP SG. 
Sie hat die Stelle per 1. Mai angetreten und wird per 1. Juni seine Aufgaben übernehmen.

Timon Hofmänner: Martina, was 
hat dich motiviert, die Aufgabe 
als Kantonalsekretärin zu 
übernehmen?
Martina Balsiger: Eigentlich müsste die 
Frage lauten: «Wer hat dich 
motiviert?» Das war unsere 
Vizepräsidentin Ursi Schweizer. Wir 
kennen uns aus der Gemeinde; sie 
hat die Stelle an mich herangetragen 
und mich ermutigt, einzusteigen. Die 
Aufgaben und Möglichkeiten haben 
mich sehr angesprochen. Obwohl ich 
mich bisher noch nicht vertieft mit 
Politik auseinandergesetzt habe, sehe 
ich darin eine grosse Chance: für 
mich, in etwas Neues hineinzu-
wachsen, und für die EVP, weil ich mit 
einem Aussenblick dazukomme.

Was bringst du mit, das der EVP 
SG besonders guttun könnte?
Sicher den bereits erwähnten 
Aussenblick. Als Quereinsteigerin 
werde ich gerade zu Beginn 
ungewohnte Fragen stellen und 
vielleicht auch unkonventionelle Ideen 
einbringen. Mit der Zeit werde ich 
mich in die politischen und EVP-
spezifischen Fachbegriffe einarbeiten; 
die Freude am kreativen Denken wird 
aber bleiben. Ich arbeite gerne exakt 
und bringe zugleich viel Kreativität mit. 

Nicht jede Idee führt sofort zu einer 
Lösung, aber oft entstehen daraus 
wertvolle Gedankenanstösse.

Du jonglierst verschiedene Rollen 
in Familie, Glaube, Alltag und 
Beruf. Was hilft dir, dabei geerdet 
zu bleiben?
Jesus! Das klingt so sehr nach der 
frommen Standardantwort. Doch es 
ist so. Die Beziehung zu ihm und das 
Bewusstsein, dass er immer mit mir 
ist, helfen mir, alles unter einen Hut 
zu bringen und wenn mein Hut zu 
klein ist, zu wissen, dass seiner immer 
gross genug sein wird. Ausserdem ist 
mein Mann eine wichtige Stütze. Sein 
Zuspruch, die Aufgabe als 
Kantonalsekretärin zu übernehmen 
hat mich ermutigt.

Wenn dein Leben eine 
Kapitelüberschrift hätte: Wie 
würde das aktuelle Kapitel 
heissen?
«1000 Farben und eine Malvorlage 
Gottes». Eigentlich bin ich eher 
Schreiberin als Malerin, aber das Bild 
passt gut: Mein Leben ist aktuell reich 
gefüllt mit vielen verschiedenen 
Dingen. Gott führt mich einen Weg, 
den ich mir so nie erträumt hätte. Mit 
dem Einstieg bei der EVP kommen 

neue Farben dazu – und vielleicht 
werden auch alte wieder neu entdeckt.

Welche Alltagsfreude darf bei dir 
nicht fehlen?
Vor allem die kleinen Herzensdinge: 
eine Umarmung, ein «Ich han dich 
liab» oder ein spontaner Kaffee mit 
einer Freundin, obwohl ich sonst eher 
durchgeplant bin. Wichtig sind mir 
auch kurze Momente der Stille – Zeit 
mit Gott oder Raum, um kreativ zu 
sein.

Martina Balsiger lebt seit gut drei Jahren 
mit ihrer Familie in Buchs SG. Ihr Mann 
ist Pastor der Pfimi Buchs, gemeinsam 
haben sie zwei Söhne. Martina arbeitet 
als Sekretärin der Pfimi, predigt ehren-
amtlich in der Gemeinde und ist kreativ 
gerne mit Fotos und Worten unterwegs.

IM GESPRÄCH MIT MARTINA BALSIGER

EINLADUNG: WINDKRAFT IM WERDENBERG
th. – Windkraft bewegt – auch bei uns im Werdenberg. 
Sie steht für erneuerbare Energie und Versorgungs-
sicherheit, wirft aber zugleich Fragen zu Landschaft, 
Mitsprache und Verantwortung für die Schöpfung auf. 
Darum lädt die EVP Werdenberg am Freitag, 29. Mai 
2026, um 18:00 Uhr ins Kirchgemeindehaus Grabs ein. 
Rolf Domenig, ETH-Ingenieur und Theologe MAS, gibt 

einen fundierten Einblick in die Chancen und Risiken 
der Windkraft – grundsätzlich und mit Blick auf das 
aktuelle Windkraftprojekt in Sennwald. Im Anschluss 
findet die Hauptversammlung der EVP Werdenberg 
statt (inkl. Apéro). Der Anlass steht allen Interessierten 
offen – auch Nichtmitglieder sind sehr herzlich 
eingeladen. 
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Ein starkes Netz entlastet Familien im 
Alltag. (Bild: ChatGPT)

ho. – Der Kanton St.Gallen unterstützt seit 2021 
Familien mit Unterstützungsbedarf mit 
Beiträgen an die familien- und schulergänzende 

Kinderbetreuung. Nach einer Volksabstimmung wurden die 
kantonalen Beiträge ab 2024 auf 10 Millionen Franken verdoppelt. 
Damals stimmten 63 Prozent der Vorlage zu.

Grundsätzlich sind die Gemeinden für die Förderung der 
Kinderbetreuung zuständig. Bisher gibt es jedoch grosse 
Unterschiede darin, wie stark sie diese Verantwortung wahrnehmen 
und sich an den Kosten beteiligen. Um die Chancengleichheit von 
Kindern und Familien im ganzen Kanton zu verbessern, sollen künftig 
alle Gemeinden zu einem Beitrag verpflichtet werden. Dieser 
Gemeindebeitrag soll mindestens so hoch sein wie der Kantonsbeitrag 
und ebenfalls direkt an die Betreuungseinrichtung ausbezahlt 
werden. Diese verrechnet den anspruchsberechtigten Familien 
anschliessend einen entsprechend reduzierten Elternbeitrag. Der 
Kantonsrat unterstützte die Vorlage mit 75 zu 39 Stimmen.

Umstritten war insbesondere die Frage, ab welchem Erwerbspensum 
Familien anspruchsberechtigt sein sollen. Eine Minderheit des 
Kantonsrates wollte den Anspruch nicht bereits ab einer 
Erwerbstätigkeit von 20 Prozent, sondern erst ab 40 Prozent 
gewähren. Damit sollte ein stärkerer Anreiz geschaffen werden, das 
Erwerbspensum zu erhöhen und dem Arbeitskräftemangel 
entgegenzuwirken. Die Mehrheit des Kantonsrates lehnte diesen 
Minderheitsantrag jedoch ab und unterstützte den Vorschlag der 
Regierung. Daraufhin ergriff die SVP-EDU-Fraktion das 
Ratsreferendum. Deshalb kommt das Gesetz nun zur 
Volksabstimmung.

JA ZU FAIREN 
BEITRÄGEN BEI 
DER BETREUUNG 
VON KINDERN
Neu sollen neben dem Kanton auch 
die Gemeinden verpflichtet werden, 
Familien bei der familien- und schuler-
gänzenden Kinderbetreuung finanziell 
zu unterstützen. Der EVP-Kantonal-
vorstand empfiehlt das Gesetz ohne 
Gegenstimme zur Annahme.


